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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Im Mai gab die Regierung an ihrer Medienkonferenz zu .Personenfreizlgigkeit und
Wohnungsmarkt™ bekannt, dass sie ihren marktwirtschaftlichen Kurs in der
Wohnungspolitik weiterverfolgen werde. Laut Bundesrat Schneider-Ammann (fdp)
reagiere der Wohnungsmarkt mit dem Bau von zusatzlichen Wohneinheiten
angemessen auf die bestehenden Engpésse. Sollte der Wohnungsbau dennoch ein
Uberangebot an Wohnflache zur Folge haben, wilrden die Preise entsprechend fallen. In
den anstehenden Volksabstimmungen zur Begrenzung der Zuwanderung sah der
Wirtschaftsminister keinen Grund zur Korrektur seiner Politik, obwohl diese unter dem
Schlagwort ,Dichtestress™ ebendiese Problematik thematisieren wirden. Gleichwohl
anerkannte der Bundesrat den aktuellen Mangel an erschwinglichen Wohnungen in
Stadten und Agglomerationen. Die zusatzliche Forderung von preisglnstigem
Wohnraum solle im Gesprach mit Kantonen, Gemeinden und Stadten gepruft werden.
Im Sinne einer Justierung seiner aktuellen Politik sollen durch mdégliche Anpassungen
des Raumplanungsgesetzes weitere Férdermassnahmen zum gunstigen Wohnungsbau
eruiert werden. Weiter soll zur Verhinderung einer Preisspirale mit einer
Mietrechtsrevision unter anderem ein Obligatorium zur Mietzins-Bekanntgabe des
Vormieters geschaffen werden. Wéhrend der Hauseigentimerverband (HEV) den
Beschluss auf Verzicht eines Eingriffes in die Mietzinsgestaltung explizit begrusste,
kritisierten SP, Griine und der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband (SMV)
die Massnahmen als zu wenig griffig und kaum férderlich zur Steigerung der Akzeptanz
der Personenfreiziigigkeit. '

Aufgrund der vorgesehenen schweizweiten Formularpflicht zur Offenlegung des
Vormietzinses scheiterte die geplante Mietrechtsrevision 2016 bereits an der
Eintretensdebatte im Parlament - ein dbrigens nicht seltenes Vorkommnis im
Mietrecht, wie sich anhand der ebenfalls an der Eintretensdebatte gescheiterten
Mietrechtsrevision im Jahr 2010 nachzeichnen l&sst.

Wahrend die RK-NR dem erstberatenden Nationalrat nur mit hauchdinner Mehrheit
von 13 zu 12 Stimmen empfahl, nicht auf die Vorlage einzutreten, bestarkte die grosse
Kammer diesen Antrag in der Sommersession nach einer langeren, inquisitiven und
aufgeheizten Eintretensdebatte mit 106 zu 83 Stimmen (3 Enthaltungen) bereits um
einiges deutlicher. Dazu verhalfen in erster Linie die SVP und FDP, deren Fraktionen
sich dem Vorhaben geschlossen entgegen stellten, unterstitzt durch einzelne
Repréasentantinnen und Reprasentanten der GLP und CVP sowie einer Stimme aus der
BDP. Gar noch deutlicher zu Ungunsten der Vorlage fiel das standeratliche Verdikt in
der Herbstsession aus: Die Kantonskammer beschloss mit 29 zu 14 Stimmen und ohne
lange Debatte, nicht auf die Vorlage einzutreten, womit diese vom Tisch ist.

Wahrend die Gegner und Gegnerinnen der Revision zum einen die foderale
Kompetenzordnung beibehalten und die Einfihrung der Formularpflicht weiterhin den
Kantonen Uberlassen wollten, flUrchteten sie zum anderen die Verstarkung der
Wohnungsnot, wenn Mietpreise wegen der Formularpflicht unter dem Marktwert zu
liegen kamen, sowie einen unzumutbaren administrativen Aufwand fur die
Vermieterseite. Sowohl die Linke als auch Bundesrat Schneider-Ammann
argumentierten vergeblich flr Eintreten auf die Vorlage. Diese diene lediglich der
Missbrauchsbekampfung und sei somit ein Mittel gegen starke und unbegrindete
Mietzinserhdhungen. Zudem zeigten sich in den sieben Kantonen, welche die
Formularpflicht ~ kennen, bisher keine negativen Auswirkungen auf die
Investitionstatigkeit. Ferner sei auch nicht in all diesen Kantonen ein Anstieg der Anzahl
Anfechtungen zu beobachten; Zug und Nidwalden wirden kaum solche Félle kennen.
Anders ist die Lage im dritten Deutschschweizer Kanton mit einer Formularpflicht: In
Zlrich hatte deren EinfUhrung im Jahr 2013 zwar zu einem markanten Anstieg von
Klagen gefuhrt, die meisten Falle hatten aber einvernehmlich gelost werden kénnen.
Dass die parlamentarische Debatte stark von Interessenbindungen geprégt war, zeigte
sich unter anderem am aussergewohnlichen Engagement einiger Rednerinnen und
Redner: Hans Egloff (svp, ZH), Prasident des Hauseigentimerverbands (HEV) und
Mehrheitssprecher der RK-NR, Petra Gossi (fdp, SZ), abtretendes Vorstandsmitglied des
HEV, Jacqueline Badran (sp, ZH), Vorstandsmitglied des Schweizerischen Mieterinnen-
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und Mieterverbandes (SMV), und Carlo Sommaruga (sp, GE), dazumals Generalsekretér
des  Westschweizer  Mieterverbandes  (ASLOCA-Romande). Der  unterlegene
Mieterverband liess nach der Versenkung der Vorlage verlauten, er setze nun auf seine
im Vorjahr lancierte Volksinitiative "Fir mehr bezahlbare Wohnungen". Diese konnte
noch im Oktober desselben Jahres giiltig eingereicht werden. ?

1) Medienmitteilung BWO vom 15.5.13; Presse vom 16.5.13.
2) ABNR, 2016, S. 927 ff.; AB SR, 2016. S. 626 ff.; TA, 14.5.16; Lib, NZZ, SGT, TA, 9.6.16; BZ, NZZ, SGT, TA, 14.9.16
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